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„Stasi raus – es ist aus!“
Stasi am Ende – die letzten Tage der DDR-Geheimpolizei



„Stasi raus – es ist aus!“
Stasi am Ende – die letzten Tage der DDR-Geheimpolizei

Die vorliegende Auswahl an Dokumenten aus dem Stasi-Unterlagen-
Archiv bildet ab, wie sich die Ereignisse in den Stasi-Akten widerspiegeln 
und nimmt keine weitere Deutung der Quellen vorweg. Die Leserschaft 
möge den Spielraum zur eigenen Interpretation und persönlichen 
Auseinandersetzung mit historischen Dokumenten nutzen. Der Verzicht 
auf eine quellenspezifische Interpretation der nachfolgenden Berichte 
und Bilder soll den Leserinnen und Lesern ermöglichen, sich selbst einen 
lebendigen Einblick zu verschaffen. Dieses Dokumentenheft soll damit 
auch als Anregung dafür dienen, sich mit historischen Einordnungen und 
weiterführenden Studien zu beschäftigen.
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Vorwort

Das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) der DDR hatte fast 40 Jahre 
lang als Geheimpolizei und Geheimdienst im Dienste der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands (SED) gestanden. Als das „Schild und Schwert 
der Partei“, als das sich die Staatssicherheit selbst verstand, hatte sie die 

„Feinde des Sozialismus“ überwacht, kontrolliert, verfolgt und unterdrückt, 
um die Macht der Staatspartei abzusichern und zu erhalten. Vor allen 
Dingen hatte sie es geschafft, ein Gefühl ihrer Allgegenwart und scheinba-
ren Allmacht in der Bevölkerung zu erzeugen.

Vor diesem Hintergrund erscheinen die Ereignisse vom Dezember 1989 
umso bemerkenswerter. Die Besetzungen von Stasi-Dienststellen* in der 
ganzen DDR durch mutige Bürgerinnen und Bürger zeugen von einer 
neuen Qualität des Protests. „Stasi raus – es ist aus!“, sprühte ein Bürger an 
die Hauswand des Bezirksamtes in Suhl, nachdem es in der Nacht vom 
4. auf den 5. Dezember besetzt worden war. Er drückte damit aus, was 
viele damals dachten und einforderten. Diese offensive Aufforderung und 
die Inbesitznahme der Schaltstellen der Geheimpolizei, von denen aus die 
Bevölkerung jahrzehntelang überwacht worden war, wären noch Monate 
zuvor undenkbar gewesen. Doch vollkommen „aus“ war die Geschichte 
der Stasi damit noch nicht. Die Prozesse des „Niedergangs“ und der Auflö-
sung der Staatssicherheit, die auch ein Kapitel der Friedlichen Revolution 
darstellen, stehen im Mittelpunkt des vorliegenden Dokumentenhefts des 
Stasi-Unterlagen-Archivs.

1

Abb. 1
Gesprühte Parole an einer Hauswand des  
Bezirksamts für Nationale Sicherheit in Suhl,  
5. Dezember 1989
Foto: Reinhard Wenzel

*	 Aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit 
und Lesbarkeit sowie zum einfacheren Ver­
ständnis wird im Folgenden der Begriff „Stasi“ 
sowohl für das „Ministerium für Staatssicher­
heit“ (MfS) als auch für das am 17. November 
1989 neu benannte „Amt für Nationale Sicher­
heit“ (AfNS) mitsamt all seinen Strukturen 
sowie für die geplanten Nachfolgeorganisatio­
nen verwendet.
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Ausgangspunkt für diese Entwicklungen waren die Risse im „Eisernen 
Vorhang“ zwischen Ost und West, die spätestens ab Sommer 1989 nicht 
mehr zu übersehen waren. Der Verzicht des sowjetischen Staats- und 
Parteichefs Michail Gorbatschow auf eine Einmischung in die Reform-
politik in Polen und Ungarn sowie der Abbau der ungarischen Grenzbe-
festigungen ab Mai 1989 waren deutliche Zeichen für eine grundlegende 
Veränderung im Ostblock. In der DDR wurden Ausreisebewegung und 
Massenflucht, die Reformverweigerung der politischen Führung, die 
katastrophale Wirtschaftslage und das Anwachsen der inneren Opposi-
tionsbewegung zu Vorboten der Massendemonstrationen vom Herbst 
1989, die dann ein eindrückliches Bild von der Intensität des Aufbruchs 
vermittelten. Dennoch war der Ausgang dieses Prozesses nicht absehbar 
und verlief keinesfalls zwangsläufig; Mauer und innerdeutsche Grenze 
schienen stabil und noch auf Jahre zu bestehen. Für die meisten Men-
schen in der DDR und auch andernorts war damals nicht vorstellbar, 
dass ein vollkommener Umbruch der politischen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse bevorstand.

Dass die Zeit jedoch reif für Veränderungen war, zeigte auch die bis dato 
größte und erstmals genehmigte systemkritische Demonstration des 
Herbstes am 4. November 1989. Auf der Kundgebung für Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit auf dem Berliner Alexanderplatz war öffentliche 
Kritik an der Alleinherrschaft der SED und an der Existenz der Stasi mög-
lich geworden, die sogar live im Staatsfernsehen übertragen und somit 
für das ganze Land sichtbar wurde. Die Botschaft war unmissverständlich: 
Die Menschen, die hier selbstbewusst ihre Rechte einforderten, würden 
sich ihre neu erstrittene Freiheit nicht mehr so einfach nehmen lassen.

Das wurde auch für das MfS durch die landesweiten Demonstrationen 
immer deutlicher. Ende Oktober 1989 hatte Stasi-Minister Erich Mielke 
die Verstärkung von Schutzmaßnahmen an den Dienstobjekten in den 
Bezirken angewiesen. Am 6. November gab er einen Befehl zur „Redu-
zierung des Bestandes an dienstlichen Bestimmungen und Weisungen 
in den Kreisdienststellen/Objektdienststellen“ und zur Auslagerung von 
Akten in die besser zu schützenden Bezirksverwaltungen. Letztlich lief 
diese Anweisung auf eine Welle von Aktenvernichtungen hinaus, die in 
dem einsetzenden Chaos in den einzelnen Dienststellen uneinheitlich 
umgesetzt wurde. In den Folgemonaten sollten noch weitere, zum Teil 
unklare und widersprüchliche Weisungen Aktenvernichtungen nach sich 
ziehen. Bis heute ist nicht geklärt, wieviel Material in diesen Wochen und 
Monaten verbrannt, geschreddert, zerrissen oder verkollert wurde.

Mit dem Wechsel in Regierung und Parteiapparat durch die Rücktritte des 
Ministerrats und des SED-Politbüros am 7. und 8. November 1989 kündig-
ten sich auch für das MfS Konsequenzen an. Vorher aber kam es zu jener 
folgenschweren Pressekonferenz, auf der Politbüromitglied Günter Scha-
bowski überraschend verkündete, die neue Reisebestimmung gelte ab 
„sofort, unverzüglich …“. Am Abend des 9. November strömten Menschen-
massen an die Grenzübergänge und erzwangen gewaltlos den Mauerfall. 
Das geschwächte SED-Regime hatte ursprünglich mit der Neuregelung 
von Reisen ins westliche Ausland die Bürger noch einmal beschwichtigen 

wollen, um seine Macht zu erhalten. Doch der Fall des „antifaschistischen 
Schutzwalls“ war der Anfang der Auflösung des DDR-Staates.

Bei den Mitarbeitern des MfS war die Stimmung nach der Grenzöff-
nung von Ratlosigkeit, Frustration und Demoralisierung geprägt. Als die 
führende Stellung und Legitimität der SED sowie sämtliche staatliche 
Strukturen bis hin zum Machtvakuum zerfielen, konnte auch die Stasi 
ihrer eigentlichen Aufgabe, der Machtsicherung nach innen, nicht mehr 
nachkommen. Ihre innere Krise steuerte mit einer Rede von Erich Mielke 
vor der Volkskammer am 13. November auf einen Höhepunkt zu. Mit sei-
nen Rechtfertigungsversuchen für die Überwachung der Bevölkerung gab 
der wenige Tage zuvor zurückgetretene Minister ein solch katastrophales 
Bild ab, dass sich viele Mitarbeiter von ihm distanzierten.

Das MfS zersplitterte innerlich. Zentrale Weisungen wurden unterschied-
lich ausgelegt und umgesetzt; auf ein übergeordnetes Konzept und eine 
klare Strategie aus der Zentrale in Ost-Berlin warteten die Dienststellen in 
den Bezirken und Kreisen vergeblich. Die strenge Befehlshierarchie von 
oben nach unten griff nicht mehr. Der Legitimitätsverlust der sozialis-
tischen Ideologie und der damit einhergehende Wegfall eines klaren 

„Feindbildes“, das die Stasi 40 Jahre lang verinnerlicht und zusammenge-
halten hatte, machten sich immer stärker bemerkbar.

Das Fortbestehen der Staatssicherheit wurde mehr und mehr in Frage 
gestellt. Für den neuen Regierungschef Hans Modrow rückte die Rettung 
der staatlichen Existenz der DDR in den Vordergrund. Die Stasi wurde 
vom ehemaligen Garanten der inneren Sicherheit zum destabilisierenden 
Faktor für die Lage im Land. Denn in den Augen der breiten Bevölkerung 
galt insbesondere die Stasi als Symbol für Unterdrückung und Verfolgung, 
für Gängelung und Bespitzelung. Dass die einst mächtige Staatssicherheit 
auf einmal in die Defensive geraten war, stiftete zudem Unmut in ihren 
eigenen Reihen. In ihren Augen musste die Stasi jetzt für die Fehler der 
Partei einstehen.

Die Wut in der Bevölkerung entlud sich am 4. Dezember 1989 zunächst 
am Bezirksamt in Erfurt und weitete sich in den folgenden Stunden 
und Tagen auf weitere Stasi-Dienststellen in allen Bezirken der DDR 
aus. Waren die Demonstranten bisher lediglich an den Dienstobjekten 
vorbeigezogen, verschafften sich jetzt aufgebrachte Bürgerinnen und 
Bürger Zutritt, um Unterlagen zu sichern und die Stasi an ihrer Weiter-
arbeit zu hindern. In Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen sollte die 
weitere Vernichtung von Beweismaterial verhindert und eine gewaltfreie 
Übergabe der Hinterlassenschaften ermöglicht werden.1 Dabei verliefen 
die Besetzungen und die anschließend eingerichteten Bürgerkontrollen 
nicht überall gleich. In sehr kurzer Zeit spielte sich eine unüberschaubare 
Menge an Ereignissen ab.

1	 Im Rahmen dieser unterschiedlich ausgestalteten „Sicherheitspartnerschaften“ mit der Polizei, 
der Staatsanwaltschaft und den Regierungsbeauftragten boten sich vor Ort Gelegenheiten zur 
Verschleierung von Verantwortlichkeiten und zur anhaltenden Vernichtung von Aktenmaterial.
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Das Ringen um den Umgang mit dem ehemaligen MfS und dessen 
Zukunft prägte die Zeit nach den Besetzungen bis ins Jahr 1990 hinein. 
Dabei ging es der Stasi selbst v.a. um die Wahrung des Geheimnisschut-
zes und den Schutz ihrer „Quellen“, u.a. der Inoffiziellen Mitarbeiter (IM). 
Dadurch sollte ihr konspiratives Netz für die Arbeit eines wie auch immer 
gearteten neuen Geheimdienstes aufrechterhalten werden. Freilich 
befand sie sich hier in einem Dilemma: Einerseits würde sie mit der 
Bewahrung der Akten nicht nur ihr Arbeitsinstrument und Herrschafts-
wissen, sondern eben auch das Beweismaterial für die Überwachung und 
Repression des eigenen Volkes erhalten. Andererseits würden weitere 
Aktenvernichtungen erneut Bürgerwut provozieren. Daher versuchte 
man, an ein vermeintlich gemeinsames Interesse an einem künftigen 
Geheimdienst zum Schutz der Bürger zu appellieren und die Bürgerbe-
wegung, in der es anfangs noch keine einheitliche Position zur Aktenver-
nichtung gab, für eine „kontrollierte Bereinigung“ des Aktenbestandes zu 
gewinnen.

Am 15. Januar 1990 mündeten die politischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen sowie das Bemühen um eine öffentlich kontrollierte Auf-
lösung des Macht- und Funktionsapparates der Geheimpolizei schließlich 
in die Besetzung der bisher weitgehend unbehelligten Stasi-Zentrale 
in Berlin-Lichtenberg. Damit wurden die Weichen für die vollständige 
Auflösung von DDR-Geheimpolizei und -Geheimdienst gestellt. Die Stasi 
war am Ende.

Die nachfolgenden, aus den Archiven des Stasi-Unterlagen-Archivs aus
gewählten Dokumente vom Zeitraum November 1989 bis Januar 1990 
zeugen von Chaos und Verwirrung, von widersprüchlichen Weisungen 
und Orientierungslosigkeit. Spätestens hier zeigt sich, dass die Staatssi-
cherheit nicht mehr als einheitlicher Akteur agierte. Der Stasi-Führung 

in der Berliner Zentrale ging es am Ende um ihre Existenzsicherung 
und letztlich schlicht um Schadensbegrenzung. Das Ausmaß an Unter
drückung und Bespitzelung der eigenen Bevölkerung versuchte sie 
durch Vernichtung ihrer eigenen Unterlagen zu verschleiern. Die Dienst
einheiten der Stasi dokumentierten diese Vernichtungsaktionen teilweise 
selbst.2

Die erhaltenen Dokumente hinterlassen einen Eindruck vom Zerfall und 
der zunehmenden Handlungsunfähigkeit innerhalb der Staatssicherheit. 
Die hier ausgewählten Unterlagen stellen im Folgenden die letzten Tage 
der Stasi aus ihrer eigenen Perspektive dar. Diese Geschichte kann, auch 
aufgrund der lückenhaften Quellen und vorliegenden Aktenlage, an 
dieser Stelle nur fragmentarisch dargestellt werden. Viele Fragen bleiben 
offen.3

Die Leserinnen und Leser haben aber die Möglichkeit, sich mit diesem 
Dokumentenheft selbst ein Bild vom zunehmenden Kontrollverlust und 
von der Auflösung einer Geheimpolizei zu machen.

2	 Ein Beispiel aus der Hauptabteilung (HA) VI – zuständig für Passkontrolle und Tourismus – 
vom 13. Dezember 1989 über „zu vernichtende Dokumente/Materialien“: „Im Bereich der 
Hauptabteilung VI sind ca. 37 Tonnen Dokumente/Materialien vorhanden, die einer zentralen 
Vernichtung bedürfen. Darüber hinaus existieren ca. 173 Tonnen Dokumente/Materialien, die 
bisher im Urzustand in verschiedenen Papierfabriken vernichtet worden sind. […]“ 
Quelle: BArch, MfS, ZKG Nr. 8914, S. 12.

3	 Zu diesen Fragen zählen neben den bereits erwähnten auch die Rolle der Polizei, der Militär­
staatsanwälte und Staatsanwaltschaften, der jeweiligen Bürgerkomitees in den Bezirken, 
der Regierungsbeauftragten, der Regierungskommission sowie die gesamte Rolle der 
Regierung und des Zentralen Runden Tisches. Ebenso wenig kann an dieser Stelle auf die 
Durchdringung der Oppositionsgruppen mit Inoffiziellen Mitarbeitern der Stasi, das Verhältnis 
und die Differenzen zwischen den einzelnen Bürgerrechtsgruppen und Bürgerkomitees aus 
den Bezirken, die Geschehnisse in der Stasi-Zentrale in Berlin vor der Besetzung am 15. Januar 
1990, den Einfluss der westdeutschen Politik und vieles mehr eingegangen werden. Um diesen 
Fragen fundiert nachzugehen, bedarf es tief greifender Forschungsbemühungen, in denen 
weitere Archivbestände und vielfältiges Quellenmaterial berücksichtigt werden müssen.

Abb. 2
Hinterlassenschaften der Stasi im Stasi-Unter­
lagen-Archiv. Im Berliner Zentralarchiv und in 
den Archiven der regionalen Standorte befindet 
sich insgesamt rund 111 Regal-Kilometer 
Schriftgut an Stasi-Unterlagen.
BArch, B 145 Bild-00045833, Foto: Kühler, Bernd, 
16. März 1996

2

8 9VorwortVorwort



Die Bildung des Amtes für 
Nationale Sicherheit (AfNS)

Der Ausbruch der akuten Krise des SED-Regimes hatte auch Folgen für das Ministerium für Staats­
sicherheit (MfS) und seinen Handlungsspielraum. Am 17. November 1989 wurde es auf Beschluss 
der neuen Regierung unter Hans Modrow in „Amt für Nationale Sicherheit“ (AfNS) umbenannt und 
dem Ministerratsvorsitzenden, anstatt wie bisher dem SED-Generalsekretär, unterstellt. Neuer Lei­
ter wurde einer der Stellvertreter des vorherigen Ministers Erich Mielke, Generalleutnant Wolfgang 
Schwanitz. Um die Existenz der Staatssicherheit zu sichern, sollte sie umstrukturiert, verkleinert und 
an die sich wandelnden Verhältnisse angepasst werden. Durch eine vordergründige Distanzierung 
vom ehemaligen MfS und den alten diskreditierten Machtstrukturen erhofften sich die Verantwort­
lichen der Stasi, „[…] in bedeutendem Maße Druck auf Partei und Staat abbauen und […] befreiende 
Wirkungen auf die Stimmung der Bevölkerung haben […]“1 zu können.

In den nun umbenannten „Kreis- und Bezirksämtern für Nationale Sicherheit“ verlief die Akten­
vernichtung derweil ungeordnet. Der neue Amtschef Schwanitz erließ daher Regeln zur weiteren 
Vernichtung. Für die künftige operative Arbeit sollte außerdem geprüft werden, inwieweit die 
Zusammenarbeit mit Inoffiziellen Mitarbeitern (IM) aufrechterhalten werden konnte. Ungeachtet 
des versuchten Imagewandels nach außen blieb der Kern der Arbeit der Geheimpolizei in neuem 
Gewand unberührt: Der Schutz des Sozialismus und die Bekämpfung von dessen Feinden.

Die Empörung der Bevölkerung über die Stasi wurde dabei erheblich unterschätzt. Die landesweiten 
Proteste forderten immer entschiedener ihre Auflösung. Als der Untersuchungsausschuss zu Amts­
missbrauch und Korruption Anfang Dezember 1989 seinen ersten Bericht vorlegte, entfachte sich 
ein regelrechter Skandal, der zu ersten Verhaftungen von Spitzenfunktionären führte. Am 3. Dezem­
ber traten das Zentralkomitee der SED und das Politbüro mit Egon Krenz an der Spitze zurück. Die 
Flucht des Staatssekretärs und Devisenbeschaffers Alexander Schalck-Golodkowski, der sich in der 
Nacht zuvor in den Westen abgesetzt hatte, ließ die Wut in der Bevölkerung weiter anschwellen. 
Das verschärfte auch die Krise der Stasi, die mit einer Eskalation der Lage rechnete und ihre Dienst­
objekte republikweit verstärkt sichern ließ.

1	 Aus: „Vorschläge für die strategische Entwicklung des MfS“. 
Quelle: BArch, MfS, Stellv. d. Ministers u. Leiter v. AfNS: 
W. Schwanitz, Nr. 156, Teil 2 von 2, S. 444.
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Abb. 3
Dienstbesprechung anlässlich der Einführung 
von Wolfgang Schwanitz (Bildmitte) als Leiter 
des Amtes für Nationale Sicherheit (AfNS) durch 
den Ministerratsvorsitzenden Hans Modrow in 
Anwesenheit von Rudi Mittig, Werner Großmann 
sowie den Leitern der Hauptabteilungen und 
Bezirksämter für Nationale Sicherheit am 
21.11.1989
Foto: BArch, MfS, ZAIG, Fo 1877, Bild 001
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Information des Leiters des Bezirksamtes 
Dresden, Generalmajor Böhm, an den Leiter des 
AfNS, Generalleutnant Schwanitz

„In der von mir entsprechend Ihrer Weisung ein­
gesetzten Kommission wurde ein Bericht über 
erste Vorstellungen zu den künftig im Bezirk 
Dresden durch das Amt für Nationale Sicherheit 
zu lösenden Aufgaben und zu Überlegungen 
über die Grundlinien der künftigen Gestaltung 
der operativen Arbeit des ANS erarbeitet, den ich 
Ihnen als Anlage übersende. […]

Eine Analyse des IM-Bestandes innerhalb des 
Bezirksamtes für Nationale Sicherheit Dresden 
erbrachte, daß ca. 80 bis 85% des bisher 
vorhandenen IM-Bestandes unter den neuen 
Lagebedingungen zur weiteren Zusammenar­
beit bereit sind und das Erfordernis besteht, 
dieses Potential zielgerichtet entsprechend den 
Haupteinsatzrichtungen weiter zu profilieren 
und auszubauen.

Es ist gelungen, in den neuen Sammlungsbe­
wegungen ca. 80–100 IM sowohl in Führungs­
positionen als auch als Mitglieder einzubauen, 
um über diesen Weg die Bearbeitung verfas­
sungsfeindlicher Aktivitäten zu forcieren und 
vor allem rechtzeitig zu erkennen. Dabei ist zu 
beachten, daß es bei diesen IM auch zunehmend 
die Sicherheitslage zu erkennen und zu beachten 
gilt, um vorbeugend mögliche Dekonspiration 
zu vermeiden. Es ist festzustellen, daß in solchen 
Basisbewegungen, wie SDP und Neues Forum, 
sich Personen etablieren, deren Ziel es ist, sys­
tematisch Quellen des Amtes für Nationale Si­
cherheit zu erkennen und zu offenbaren. Daraus 
resultierend ist die Schlußfolgerung zu ziehen, 
daß die Arbeit mit den Quellen einen noch 
größeren Stellenwert, vor allem hinsichtlich der 
Einhaltung der Konspiration, der Abstimmung 
der Aufgabenstellung, haben wird. […]“

Quelle: BArch, MfS, Stellv. d. Ministers u. Leiter v. 
AfNS: W. Schwanitz, Nr. 156, Teil 2 von 2, S. 268; 
274

4

Abb. 4
Der frühere Sitz von Generalmajor Horst Böhm 
als Leiter des ehemaligen Bezirksamtes für 
Nationale Sicherheit Dresden in der Bautzner 
Straße
Foto: Ilona Rau, 1996

Abb. 5
Akte von einem Inoffiziellen Mitarbeiter (IM). 
Zuletzt waren rund 180.000 IM für die Stasi 
tätig.
Foto: BArch

5
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Die Besetzungen der Stasi-
Dienststellen

Anfang Dezember 1989 häuften sich deutliche Hinweise auf die Vernichtung von Stasi-Unterlagen. 
Die Befürchtung in der Bevölkerung wuchs, dass damit Beweismaterial für Machtmissbrauch, Men­
schenrechtsverletzungen und Überwachungsmethoden beseitigt würde.

Am Morgen des 4. Dezember bestätigte ein Stasi-Offizier diese Vermutungen im Berliner Rundfunk. 
Parallel dazu hatte sich in Erfurt eine Fraueninitiative an die dortige Staatsanwaltschaft gewandt, 
um die Vernichtung weiterer Akten in ihrer Stadt zu verhindern. Mit der Blockade und „Erzwingung 
des Zutritts“ zum Erfurter Bezirksamt läutete sie eine Besetzungswelle von Stasi-Objekten ein, die 
sich noch am selben Tag auf die Bezirksämter in Suhl, Rostock und Leipzig und in den folgenden 
Tagen auf Dienststellen in allen Bezirken und Kreisen der DDR ausweitete. Aufgebrachte Bürgerin­
nen und Bürger verschafften sich Zutritt zu den Dienstobjekten, um Unterlagen zu sichern und die 
Stasi an der weiteren Vernichtung von Aktenmaterial zu hindern.

Die einzelnen Besetzungen liefen nicht überall gleich ab, es gab aber ein Muster, welches sich an 
den meisten Orten ähnelte. Nachdem sich eine Demonstration vor den Dienststellen versammelt 
hatte, kamen Staatsanwaltschaft und Volkspolizei hinzu. Zumeist ließ die Stasi zunächst einige 
Bürgervertreterinnen und -vertreter zur Besichtigung ein. Der jeweilige Staatsanwalt versiegelte 
Schränke sowie Dienst- und Archivräume. Mancherorts musste die Stasi auch größeren Gruppen 
von Demonstranten Zutritt gewähren. Im Anschluss an die Begehungen wurden Bürgerwachen zur 
öffentlichen Kontrolle eingerichtet. Die Bürgerinitiativen strebten „Sicherheitspartnerschaften“ mit 
der Volkspolizei und Staatsanwaltschaft an, um Eskalationen und mögliche Gewalttätigkeiten zu 
vermeiden.

Die Funktionsfähigkeit der regionalen Dienststellen war dadurch erst einmal eingeschränkt. In der 
Stasi-Zentrale in Berlin-Lichtenberg war es zu diesem Zeitpunkt zu keiner Besetzung gekommen. 
Amtsleiter Schwanitz hatte sich am 4. Dezember allerdings auf ein Treffen mit Bürgerrechtlern 
eingelassen, deren Aufruf zur Gewaltlosigkeit er jetzt öffentlichkeitswirksam verbreiten ließ. Ins­
gesamt schlingerte er in einen unklaren Kurs von widersprüchlichen Anweisungen und verschickte 
im Minutentakt Telegramme, die vom Befehl zum Aktenvernichtungsstopp über die Weisung zum 
Zurückdrängen der Besetzer bis hin zur Anordnung zum kooperativen Verhalten mit den Bürger­
gruppen reichten. Für die Stasi änderte sich die Situation nun täglich, wenn nicht gar stündlich.
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Abb. 6
Durch den Militärstaatsanwalt Oberstleutnant 
Horst Weißmantel werden Räume, Archive, 
Computer, Zerreiß- und Verbrennungsanlagen 
des Bezirksamtes für Nationale Sicherheit in 
Erfurt versiegelt, nachdem Bürgergruppen das 
Haus besetzt hatten.
BArch, Bild 183-1989-1204-024, Foto: Hirndorf, 
Heinz, 4. Dezember 1989

Abb. 7
In den Räumen des Bezirksamts für Nationale 
Sicherheit in Erfurt wurden umfangreiche Be­
stände des Archives beschlagnahmt und durch 
den Militärstaatsanwalt am 4. Dezember 1989 
sichergestellt.
BArch, Bild 183-1989-1204-023, Foto: Hirndorf, 
Heinz, 4. Dezember 1989

Abb. 8 (S. 30)
Mit dieser Papiermühle vernichtete die Stasi in 
Erfurt etliche ihrer Unterlagen.
Foto: Thüringer Allgemeine/Sascha Fromm
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„Information über das Erzwingen des Zutritts 
von Kräften von Bürgerbewegungen zu den 
Dienstobjekten von Bezirks- und Kreisämtern 
des Amtes für Nationale Sicherheit am 4. De-
zember 1989

Offenkundig im Zusammenhang stehend mit 
dem am 4. Dezember 1989 über die Massen­
medien der DDR verbreiteten Aufruf, Akten vor 
der Vernichtung zu sichern, verschafften sich 
am 4. Dezember 1989 in mehreren Bezirken und 
Kreisen Kräfte von Bürgerbewegungen – unter 
Einbeziehung von Staatsanwälten – Zutritt zu 
Dienstobjekten der Bezirks- und Kreisämter, 
wobei Panzerschränke und Räumlichkeiten 
besichtigt und versiegelt, Angehörige und von 
ihnen mitgeführte Aktentaschen sowie PKW 
kontrolliert und die geordnete Dienstdurchfüh­
rung erheblich beeinträchtigt wurden. […]

Seit ca. 17.30 Uhr befanden sich vor dem Dienst­
objekt des Bezirksamtes Rostock ca. 170 Perso­
nen, durch welche die Zugänge und Zufahrten 
blockiert wurden. Vertreter des NEUEN FORUM, 
weitere Bürgerbewegungen, Pfarrer, SDP-Mit­
glieder und Studenten forderten mit Nachdruck 
Einlaß, die Versiegelung des Objektes und die 
Bewachung durch die Deutsche Volkspolizei. […]

Im Zusammenhang mit der Demonstration 
von Bürgerbewegungen in Leipzig verschafften 
sich ca. 50 Personen mit der Drohung, weitere 
Demonstranten herbeizuordern, Zutritt zum Be­
zirksamt Leipzig und halten das Objekt an seinen 
neuralgischen Punkten besetzt. Das Bezirksamt 
ist handlungsunfähig. […]“

Quelle: BArch, MfS, ZAIG 3815, S. 1; 4

Abb. 9
Das Bezirksamt für Nationale Sicherheit in 
Rostock
Foto: BArch, MfS, BV Rostock, AKG, Nr. 875, S. 93

Abb. 10
Demonstranten vor dem Eingang zum Neubau 
des Bezirksamtes für Nationale Sicherheit in 
Leipzig am 4. Dezember 1989
Foto: Eckhard Otto

Abb. 11
Besetzung des Bezirksamtes für Nationale 
Sicherheit in Leipzig, 4. Dezember 1989
Foto: Eckhard Otto

Abb. 12
Blick in den Neubau des Bezirksamtes für Natio­
nale Sicherheit in Leipzig, 4. Dezember 1989 
Foto: Eckhard Otto
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„Information zu Handlungen gegen das 
Bezirksamt für Nationale Sicherheit Suhl vom 
04. zum 05.12.1989

Die Handlungen wurden nach Angaben der 
Vertreter des NF vorrangig durch die Ereignisse 
in Berlin, Leipzig und Erfurt insbesondere durch 
die vorangegangenen Aufforderungen durch die 
Medien der DDR ausgelöst. […]

Gegen 21.30 Uhr hatten sich vor dem Hauptein­
gang des Bezirksamtes Suhl ca. 3000 Personen 
versammelt und forderten gewaltsam Einlaß. 
Dabei wurde das Haupttor stark beschädigt. 
Verhandlungen, die sich bis 23.00 Uhr hinzogen, 
führten zu keinem Erfolg. Es wurden im Sprech­
chor die hinlänglich bekannten Losungen gegen 
die „Staasi“ gerufen. Gegen 23.00 Uhr wurde, um 
dem zunehmenden Druck und die unmittelbare 
Eskalation sowie dem bevorstehenden Eindrin­
gen zu begegnen, entschieden, 15 Personen in 
das Objekt des Bezirksamtes Suhl einzulassen. 
[…]

Gegen 23.20 Uhr kam es zu einer Eskalation mit 
vereinzeltem Übersteigen des Eingangstores. 
Trotz Einsatz von Reizstoffabwehrmitteln und 
eines Wasserstrahlrohres konnte das Eindringen 
mehrerer Sympathisanten des NF in den Vorhof 
des Amtes nicht verhindert werden. Diesen 
gelang kein Eindringen in das Gebäude des 
Bezirksamtes Suhl. Nach Erscheinen des Be­
zirksstaatsanwaltes gegen 23.30 Uhr wurde mit 
den 15 eingelassenen Personen nach längerer 
Verständigung über die Absichten der Vertreter 
des NF folgende Räume des Bezirksamtes Suhl 
besichtigt: […].“

Quelle: BArch, MfS, Stellv. d. Ministers u. Leiter v. 
AfNS: W. Schwanitz, Nr. 461, Teil 2 von 3, S. 538

Abb. 13
Unzählige Bürgerinnen und Bürger auf dem 
Gelände fordern Einlass in den Altbau des 
Bezirksamtes für Nationale Sicherheit in Suhl, 
5. Dezember 1989.
Foto: Reinhard Wenzel
 
Abb. 14
Neubau, der 1978 an die Bezirksverwaltung der 
Stasi in Suhl übergeben wurde
Foto: BArch, MfS, BV Suhl, ZPL, Fo 7, Bild 1
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Abb. 15 (S. 40)
Ein Demonstrant rettete Reste von verbrannten 
Akten aus einem Ofen, Erfurt, 4. Dezember 1989
Foto: Thüringer Allgemeine/Sascha Fromm

Abb. 16 (S. 42)
Bürgerwache im ehemaligen Stasi-Komplex in 
der Erfurter Andreasstraße, Erfurt, 15. Februar 
1990
Foto: Thüringer Allgemeine/Jens König16
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Abb. 17/18
Besichtigung und Versiegelung des Kreisamtes 
für Nationale Sicherheit Röbel im Bezirk Neu­
brandenburg am 5. Dezember 1989
Fotos: Berthold Meyer
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Aktenvermerk an den Bezirksstaatsanwalt 
Karl-Marx-Stadt, den 5.12.89

„Im Auftrag des stellv. BStA habe ich gestern im 
Dienstobjekt 3 des Bezirksamtes für Nationale 
Sicherheit Karl-Marx-Stadt an den Leiter des 
Objektes, Gen. Oberst Clauß, gem. §33 StAG das 
Verlangen gerichtet, jegliches Verbringen und 
Vernichten von Archivunterlagen zu unterbin­
den. Der Archivraum wurde von mir gesiegelt 
(Pet. Nr. 92421). Bei der Besichtigung der Räume 
fiel auf, daß der Leiter sich bei Fragestellungen 
teilweise widersprach, anwesende Mitarbeiter 
von bestimmten Dingen nichts wissen wollten 
und unlogische und sich widersprechende 
Angaben machten. So wurde z.B. zu erst mir ge­
genüber verneint, daß es keine Speicherung von 
Archivgut durch optisches Verfahren gegeben 
hat. Als die Öffnung eines Raumes verlangt wur­
de, gab man zu, daß auf Mikrofilmen Aktenma­
terial gespeichert wurde. Auf Disketten soll sich 
jedoch nichts befinden. Wenngleich der Leiter 
des Objektes versicherte, daß kein weiteres Ar­
chivgut vorliegt, hinterließ er den Eindruck eines 
etwas verunsicherten Leiters. Zum Inhalt des 
Archivgutes befragt, erklärte Oberst Clauß, daß 
es sich um operatives Aktenmaterial handelt. Er 
erklärte, daß über eine ihm nicht bekannte An­
zahl von Bürgern in diesem Archiv so genannte 
Personeninformationen einliegen. Das Material 
reicht bis in das Jahr 1952 zurück. Auf Filmen 
seien die Jahre 1952-57 gespeichert. […]“

Quelle: BArch, MfS, BV Karl-Marx-Stadt, Leiter, 
GSL-Nr. L-297

Abb. 19/20
Besetzer inspizieren mit einem Staatsanwalt das Archiv 
der Objektverwaltung „Wismut“ im Dienstobjekt III 
des Bezirksamtes für Nationale Sicherheit Karl-Marx-
Stadt. Vor dem Tor kontrollieren Bürger Fahrzeuge des 
Bezirksamtes, 5. Dezember 1989.
Fotos: Klaus Jedlicka

Abb. 21 (S. 47)
Bezirksstaatsanwalt Grieder Eisenreich (r), Staatsanwalt 
Wolfgang Sybili und Hauptmann Ottmar Zimmermann 
(M) von der Kriminalpolizei versiegelten den „Reißwolf“ 
während der Untersuchungsarbeiten im Bezirksamt für 
Nationale Sicherheit in Gera, 5. Dezember 1989.
BArch, Bild 183-1989-1205-036, Foto: Kasper, Jan Peter, 
5. Dezember 1989
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„Stand der staatsanwaltlichen Kontrollmaß-
nahmen in den Kreisämtern und Dienststellen 
des Bezirkes Halle

Am 5.12.1989 wurden durch die zuständigen 
Staatsanwälte und differenziert unter Teilnahme 
von Angehörigen der DVP, Rechtsanwälten und 
Vertretern von Bürgerinitiativen Kontrollen in 
22 Objekten der Kreisämter und Dienststellen 
durchgeführt. […] 

In 12 Diensteinheiten wurden alle Panzerschrän­
ke und zum Teil Diensträume versiegelt. In 5 
Diensteinheiten wurden keine staatsanwalt­
schaftlichen Petschierungen vorgenommen. 
Derzeit ist die Arbeitsbereitschaft in 13 Dienst­
einheiten gewährleistet.“

Quelle: BArch, MfS, BV Halle, RD, Sach. Nr. 3307, 
S. 1

„Gedächtnisprotokoll des Genossen Major 
Beneke, stellv. Leiter des Kreisamtes Klötze, zu 
den Vorgängen am 5. Dezember 1989

[…] Die Mitglieder des Untersuchungsausschus­
ses und der Kreisstaatsanwalt trafen sich um 
14.00 Uhr im Kreisamt und besichtigten dieses. 
Durch den Kreisstaatsanwalt wurde der Panzer­
schrank des Leiters des Kreisamtes versiegelt. In 
der Zwischenzeit hatten sich vor dem Kreisamt 
ca. 30 Personen versammelt. Gegen 17.15 Uhr 
wurde eine Lautsprecheranlage durch die Mit­
glieder des Neuen Forums aufgebaut. Es versam­
meltem sich immer mehr Personen und man 
versperrte die Zugänge zum Kreisamt mit einem 
LKW und einem PKW. Um 18.15 Uhr wurde über 
Lautsprecher aufgefordert, daß die Mitarbeiter 
herauskommen sollen, und sie forderten freien 
Zugang zum Kreisamt. […] 

Um 18.45 Uhr sprach der Kreisstaatsanwalt mit 
einem Megaphon zu der dort angesammelten 
Menschenmenge, es waren ca. 400 bis 500 Per­
sonen, und versuchten diese zu beruhigen. Die 
Forderungen zum Zugang zum Kreisamt wurden 
immer stärker. […] 

Durch den Leiter des Kreisamtes wurde 
daraufhin veranlaßt, daß der Kreisstaatsanwalt 
sowie 12 Personen, welche sich dort versammelt 
hatten, Zugang zum Kreisamt erhielten. Diese 
wurden durch alle Räume geführt, wo sie sich 
überzeugen konnten, daß im Kreisamt keine 
geheimen Akten über Personen gelagert werden. 
Ihnen wurden auch die Panzerschränke gezeigt. 
Sie wollten die Folterkammer im Kreisamt sehen 
und waren enttäuscht über die Einrichtung des 
Kreisamtes. […]“

Quelle: BArch, MfS, BV Magdeburg, Leiter d. BV, 
Nr. 32, S. 2-3

Abb. 22
Außenansicht des Bezirksamtes für Nationale Sicher­
heit in Halle
Foto: BArch, MfS, BV Halle, BdL, Fo 166, Bild 5
 
Abb. 23
Übersichtsaufnahme vom Kreisamt für Nationale 
Sicherheit Klötze im Bezirk Magdeburg
Foto: BArch, MfS, BV Magdeburg, KD Klötze, Nr. 2780, 
Teil 1 von 2, S. 36

Abb. 24
Mitglieder des Neuen Forums und Bürgerrechtsvertre­
ter besetzen am 5. Dezember 1989 das Bezirksamt für 
Nationale Sicherheit in Frankfurt (Oder), Otto-Grote­
wohl-Straße 6, heute Robert-Havemann-Straße.
Foto: Hartmut Kelm/ Lizenz CC: BY NC ND/ Quelle: 
www.wir-waren-so-frei.de

 
Abb. 25
Auch das Bezirksamt für Nationale Sicherheit in 
Dresden wurde am 5. Dezember 1989 von Bürgerinnen 
und Bürgern besetzt. Veranlasst wurden auch hier die 
Versiegelung von Panzer- und Karteischränken und 
des Archivs sowie Maßnahmen zur Verhinderung der 
Vernichtung von Akten.
Foto: Ronald Lohse
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Vom AfNS zum Verfassungs-
schutz und Nachrichtendienst

Nach den ersten Besetzungen von Stasi-Dienststellen am 4. und 5. Dezember 1989 entsandte die 
Regierung Gremien staatlich Beauftragter, bestehend aus jeweils einem Mitarbeiter des Minister­
rates, des Innenministeriums und des AfNS, in die Bezirke. Sie sollten im Rahmen der „Sicherheits­
partnerschaft“ mit den Bürgervertretern die Dienstobjekte des AfNS „sichern“ sowie die „Gesetz­
lichkeit“ und die Arbeitsfähigkeit von einzelnen Dienstbereichen wiederherstellen.1 Auf Weisung 
von Amtsleiter Schwanitz sollten sich die Stasi-Mitarbeiter vor Ort gegenüber den „autorisierten 
Kontrollgruppen“ aus Regierungsbeauftragten und Bürgerkomitees zwar kooperativ zeigen und Ein­
blick in Räume und Aktenmaterial ermöglichen. Insbesondere sollte dabei aber die Einsichtnahme 
in „geheime Dokumente und Materialien“, wie z.B. in IM-Unterlagen und deren Berichte, verhindert 
werden.

Für das Schicksal der Stasi war die weitere politische Entwicklung entscheidend. Im Dietrich-Bon­
hoeffer-Haus in Berlin tagte am 7. Dezember zum ersten Mal der Zentrale Runde Tisch mit Reprä­
sentanten des alten Regimes, Oppositionsvertretern und Bürgerrechtlern, der als Kontrollorgan 
gegenüber der Regierung gemeinsam über die Auflösung der Parteidiktatur und die Ausgestaltung 
der Zukunft verhandelte. Die Auseinandersetzung um die Stasi war ein wichtiger Bestandteil der 
Gespräche.

Noch in der Nacht zum 8. Dezember fasste der Runde Tisch einstimmig den Beschluss, die Regie­
rung zur Auflösung des AfNS und zur sofortigen Einstellung der Aktenvernichtung aufzufordern. 
Regierungschef Modrow hatte noch am 7. Dezember die Vernichtung von „unberechtigt angelegten 
Dokumenten“ unter staatlicher Aufsicht angewiesen. Nach Protesten aus vielen Bezirken wurde 
diese Weisung am folgenden Tag widerrufen und es wurde nun angeordnet, das Aktenmaterial 
sicherzustellen und bei Bedarf zu archivieren. Am selben Tag beauftragte Regierungschef Modrow 
den AfNS-Leiter Schwanitz mit der Auflösung des Amtes für Nationale Sicherheit. Gleichzeitig 
wurde aber auf die Umfunktionierung des Amtes in andere Sicherheitsdienste hingearbeitet. So 
beschloss der Ministerrat am 14. Dezember 1989, das AfNS als Nachfolgeeinrichtung des MfS zwar 
aufzulösen, an dessen Stelle aber einen verkleinerten Verfassungsschutz und Nachrichtendienst 
einzurichten.

Eine drastische Reduzierung von Personal und Dienststellen des bisherigen Amtes war unvermeid­
lich, die zunächst mit der Auflösung der lokalen Kreisämter umgesetzt wurde. Wolfgang Schwanitz 
wurde nun durch Generalmajor Heinz Engelhardt an der Spitze des „AfNS in Auflösung“ und als Lei­
ter des neu zu bildenden Verfassungsschutzes ersetzt, während Generaloberst Werner Großmann 
mit der Bildung des Nachrichtendienstes beauftragt wurde.

1	 Auch hier lief die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren 
in den unterschiedlichen Bezirken uneinheitlich ab. Die Rolle der einzelnen 
Regierungsbeauftragten bleibt im Unklaren.
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Abb. 26
Das Haupttor zum Gelände der Stasi-Zentrale 
und Sitz des ehemaligen Ministeriums für 
Staatssicherheit in der Ruschestraße. Am 
15. Januar 1990 sollten Demonstranten das 
bis dahin militärisch gesicherte Tor belagern.
Foto: BArch, MfS, BdL, Fo 0291, Bild 28
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Abb. 27
Luftbild vom Gelände und Gebäudekomplex der Stasi-
Zentrale in Berlin-Lichtenberg, 1985
Foto: BArch, MfS, HAII, Fo 32, Bild 2
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„Bericht über die Lage in den Bezirks- und 
Kreisämtern für Nationale Sicherheit

[…] Ein bedeutsames Vorkommnis trat im KA 
Schmalkalden/Suhl im Zusammenhang mit der 
gewaltsamen Erstürmung des KA am 6.12.1989 
auf, wobei es zum Verlust operativen Schriftgu­
tes kam, dessen Umfang und Charakter nicht 
vollständig eingeschätzt werden kann. Diesbe­
zügliches schriftliches Material wurde zum Teil 
in Betrieben an Wandzeitungen öffentlichkeits­
wirksam gemacht. […]“

Quelle: BArch, MfS, Stellv. d. Ministers u. Leiter v. 
AfNS: W. Schwanitz, Nr. 412, S. 135

„Info-Blatt Nr. 1 des Bürgerkomitees am 
9.12.1989

[…] Zeugen gesucht

Die Untersuchungsbehörden sind einzelnen 
Hinweisen von Bürgern nachgegangen und 
konnten dadurch Akten sicherstellen. In diesem 
Zusammenhang rufen wir nochmals dazu auf, 
daß Zeugen schriftliche Informationen über 
die Ereignisse im Objekt vor und während des 
Mittwochs (6. Dez. 1989) bei der Bürgerkontroll­
kommission auf dem Gelände des ehemaligen 
MfS Schmalkalden abgeben. Weiterhin bitten 
wir darum, daß eventuelle Beweismaterialien 
(Aktenreste etc.) der Bürgerkontrollkommission 
zur Verfügung gestellt werden.

Straffreiheit

Alle Bürger, die am 6.12.1989 aus der ehe­
maligen Dienststelle des MfS Gegenstände 
mitgenommen haben, werden gebeten, diese 
zurückzugeben. Straffreiheit wird in jedem Falle 
zugesichert! […]“

Quelle: BArch, MfS, BV Suhl, BdL, 1653, S. 1
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Abb. 28/29
Bürger und Vertreter des Neuen Forums überwachen 
die Einlagerung von Akten im Ausweichführungsbunker 
des Bezirksamtes Karl-Marx-Stadt in Dittersdorf am 
9. Dezember 1989.
Fotos: Klaus Jedlicka

Abb. 30
Demonstranten vor dem Eingang zum Kreisamt für 
Nationale Sicherheit Schmalkalden am Gartenweg im 
Bezirk Suhl, 6. Dezember 1989
Foto: Lutz Fleischmann, Quelle: Stadt- und Kreisarchiv 
Schmalkalden
 
Abb. 31
Nach der Erstürmung des Kreisamtes Schmalkalden 
nehmen einige Bürgerinnen und Bürger Aktenmaterial 
mit auf die Straße.
Foto: Lutz Fleischmann, Quelle: Stadt- und Kreisarchiv 
Schmalkalden29
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Abb. 32/33
Dienst- und Besprechungszimmer des ehemaligen 
Ministers für Staatssicherheit Erich Mielke
Fotos: BArch, MfS, HA IX, Fo 0609, Bild 8; 9

Abb. 34
Mielkes Panzerschrank mit dem sogenannten Roten 
Koffer und Akten des Oberreichsanwaltes in der Straf­
sache gegen Bruno Baum und Erich Honecker wegen 
Vorbereitung zum Hochverrat von 1937
Foto: BArch, MfS, HA IX, Fo 0610, Bild 19
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Abb. 35
Dieser Aufruf von Mitarbeitern des ehemaligen MfS 
wurde am 12. Dezember 1989 am Haus 18 der Stasi-
Zentrale in Berlin-Lichtenberg durch einen Mitarbeiter 
des Leitungsbüros festgestellt und entfernt.
BArch, MfS, ZKG 14092, S. 21
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„Lagezentrum, Berlin 21.12.1989. Bericht über 
die Lage im Zusammenhang mit der Auflösung 
der Kreis- und Bezirksämter für Nationale 
Sicherheit

Die Arbeitsfähigkeit der aufgelösten Bezirks­
ämter (BÄ) ist weiterhin differenziert einzu­
schätzen. Während in den Bezirken Halle, Erfurt 
und Schwerin beispielsweise Voraussetzungen 
für einen möglichen Aufbau nachrichtendienst­
licher Strukturen im Sinne des Ministerrats­
beschlußes vom 14.12.1989 bestehen, sind in 
anderen Bezirken lediglich Arbeitsmöglichkeiten 
zur Entlassung von Mitarbeitern gegeben. 
Nachrichtenverbindungen bestehen zu allen 
aufgelösten BÄ, wenn auch teilweise nur in 
eingeschränkter Form. Am 10.12.1989 wurde das 
ehemalige Kreisamt Jena aufgelöst. Das letzte, 
noch nicht aufgelöste KA in Greifswald soll noch 
in dieser Woche nach Sichtung operativer Ma­
terialien durch Mitglieder eines unabhängigen 
Untersuchungsausschusses und Vertretern der 
Staatsanwaltschaft, geräumt werden. 

Die Gesamtzahl der bisher an territoriale Or­
gane und Einrichtungen übergebenen Objekte 
erhöhte sich auf 296 (196 KÄ, 66 Objekte von 
BÄ, 26 rückwärtige und 14 sonstige Objekte). 
Bis zum 20.12.1989 wurden 14 573 Mitarbeiter 
entlassen. Davon nehmen 10 552 eine Tätigkeit 
in der Volkswirtschaft, 1 138 in den Zollorganen 
und 2 883 an den Grenzübergangsstellen/Paß­
kontrollen auf. […]“

Quelle: BArch, MfS, ZOS 632, S. 5

Abb. 36
Das Bezirksamt für Nationale Sicherheit am 
Demmlerplatz in Schwerin
Foto: BArch, MfS, BV Schwerin, AU 42/55, S. 54

Abb. 37
Das Kreisamt für Nationale Sicherheit Greifswald 
im Bezirk Rostock
Foto: BArch, MfS, BV Rostock, AKG, Nr. 875, S. 97
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Der Auflösungsprozess

Die Prozesse der Auflösung des AfNS und der Bildung neuer „Dienste“ (Verfassungsschutz und 
Nachrichtendienst) wurden nun in ihrer Umsetzung vermischt. Die Auflösungsaktivitäten von staat­
licher Seite sollten v. a. öffentlichkeitswirksam sein. Am 18. Dezember 1989 wurde Peter Koch aus 
dem Justizministerium zum zivilen Regierungsbeauftragten für die Auflösung ernannt. Tatsächlich 
war sein Arbeitsstab aber mit unzureichenden Kompetenzen ausgestattet, sodass er die Auflösung 
nicht effizient vorantreiben konnte, sondern sich vorrangig mit der Übereignung von Stasi-Objek­
ten, Inventar, Technik und Kraftfahrzeugen beschäftigte.

Nach anfänglichem Wohlwollen über den Ministerratsbeschluss zur Auflösung des AfNS steigerte 
sich das Misstrauen der Bürgervertreter gegenüber der Regierung. Am 27. Dezember protestierte 
der Zentrale Runde Tisch gegen die Verschleppung der Auflösung und bildete eine eigene „Arbeits­
gruppe Sicherheit“, um die Regierungsentscheidungen zur Auflösung zu kontrollieren. Außerdem 
forderte er jetzt, die „Bildung eines selbstständigen Verfassungsschutzes“ bis nach den Volkskam­
merwahlen, geplant für den 6. Mai 1990, auszusetzen.

Die Stasi versuchte indessen, ihre künftige Existenz mit dem Verweis auf einen sichtbarer werden­
den Rechtsextremismus und auf die Notwendigkeit der Terrorismusbekämpfung zu rechtfertigen. 
Ihr Ziel war es, zumindest Teile des zentralen Apparates in die neuen Sicherheitsdienste zu über­
nehmen.

Im Januar 1990 rückte die Stasi durch den steigenden Unmut über die umfangreichen Ausgleichs­
zahlungen an ehemalige MfS-Mitarbeiter und die Proteste vieler Betriebe gegen deren Beschäf­
tigung wieder verstärkt ins Blickfeld der Öffentlichkeit. Die Verzögerungstaktik der politischen 
Führung erregte in wachsendem Maße die Gemüter der Oppositionsvertreter am Runden Tisch, 
die nun endlich klare Fortschritte bei der Auflösung des AfNS und den Verzicht auf die Einrichtung 
eines Verfassungsschutzes einforderten.

Auch in den Bürgerkomitees aus den Bezirken, die sich Anfang Januar 1990 zu ihren ersten gemein­
samen Koordinationssitzungen trafen, regte sich Widerstand, als sie feststellten, dass die Stasi-
Zentrale in Berlin-Lichtenberg bisher nur wenig an der Fortführung ihrer Arbeit gehindert worden 
war. Eine der zentralen Forderungen des Herbstes 1989 blieb damit immer noch unerfüllt. Am 
8. Januar 1990 kam es darüber am Zentralen Runden Tisch zum Eklat und die Repräsentanten der 
Bürgerrechtsgruppen verließen aus Protest die Sitzung. Regierungschef Modrow gab schließlich am 
12. Januar dem massiven Druck nach und kündigte an, die Bildung eines Verfassungsschutzes bis 
nach den Volkskammerwahlen auszusetzen.
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Abb. 38
Unter Aufsicht des Staatsanwaltes wurden die Akten 
der aufgelösten Kreisämter für Nationale Sicherheit im 
Bezirk Halle in der früheren Stasi-Untersuchungshaft­
anstalt in Halle sichergestellt. Über die Einlagerung und 
Versiegelung informierten sich am 4. Januar 1990 auch 
Vertreter unabhängiger Untersuchungskommissionen.
BArch, Bild 183-1990-0104-013, Foto: Schulz, 
4. Januar 1990

Abb. 39
Versiegelung im Bezirksamt für Nationale Sicherheit 
Leipzig
Foto: Eckhard Otto
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Abb. 40
Bezirksamt für Nationale Sicherheit im 
Magdeburger Kroatenweg
Foto: Bürgerkomitee Sachsen-Anhalt e.V./ 
Rainer Krauße

Abb. 41
Verlassener Standort des Wachpostens am 
Bezirksamt für Nationale Sicherheit Magdeburg
Foto: Bürgerkomitee Sachsen-Anhalt e.V.

„Lagefilm

[…] Die Lage im Bereich des BA Magdeburg hat 
sich verschärft. Am 9.1.90 tagte das Bürgerko­
mitee und trug massive Angriffe und Vorwürfe 
vor, die sich insbesondere auf die Auflösung des 
Amtes und die Arbeit der Regierungskommission 
bezogen. Es wurde das Mißtrauen ausgespro­
chen, daß nicht alles offengelegt wurde, was das 
BA betrifft, z.B. anonyme Hinweise auf unterir­
dische Anlagen. Der am 10.1.90 durchgeführte 
Runde Tisch war konstruktiver. Ihm wurde 
konkretes Material zum Stand der Auflösung 
des Amtes übergeben. Nicht glaubhaft erscheint 
dem Runden Tisch die Anzahl der beschäftigten 
Mitarbeiter im Verhältnis zu der genannten 
Gesamtzahl von 85 000. Es wird um eine Auf­
schlüsselung dieser Zahl nach
- wieviele Mitarbeiter in den Bezirken
- wieviele Mitarbeiter in den Kreisen
- wieviele Mitarbeiter in der Zentrale Berlin
gebeten, um sie dem Runden Tisch vorlegen 
zu können. Der Runde Tisch hat festgelegt, 
daß die Auflösung des Amtes bis zum 31.3.90 
abgeschlossen sein soll. Hierzu bieten sie Hilfe 
an, z.B. zur kurzfristigen Inventarisierung.

In Magdeburg hat sich ein neues Bürgerko­
mitee gebildet, so daß schon geklärte Fragen 
wieder neu aufgeworfen werden. Dies behindert 
enorm die zielgerichtete weitere Arbeit bei der 
Auflösung. Sichtbar ist, daß sie alle angebotenen 
Unterlagen zur Klärung ihrer Fragen zur Kennt­
nis nehmen und sofort auf andere Punkte aus­
weichen. Durch das BA wird eingeschätzt, daß es 
sich hier eindeutig um Wahlkampf handelt. […]

Die Arbeitsfähigkeit des Amtes ist außer in den 
technischen Einrichtungen, einschließlich der 
Entlassung von Mitarbeitern, nicht gegeben. 
Entlassene Mitarbeiter sind weiterhin massiven 
Angriffen ausgesetzt. […]“

Quelle: BArch, MfS, ZKG, 8886, S.138-139
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Abb. 42
Auflösung des Bezirksamtes für Nationale Sicherheit in 
Cottbus. Die letzten Mitarbeiter des Bezirksamtes über-
gaben bis 12:00 Uhr des 16. Januar 1990 ihre Schlüssel 
und Dienstausweise an Kriminalpolizei und Staatsan-
waltschaft. „Haus vom Bürgerkomitee besetzt! – Objekt 
durch die DVP bewacht“: Ein Transparent kündet von 
der Sicherheitspartnerschaft.
BArch, Bild 183-1990-0117-016, Foto: Weisflog, Rainer, 
17. Januar 1990
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Abb. 43
12. Januar 1990 in Rostock: Unter Aufsicht und 
Kontrolle von Polizei und Unabhängigem Unter­
suchungsausschuss werden alle Waffen, Muni­
tion und Ausrüstungen des ehemaligen AfNS in 
NVA-Objekte abtransportiert. Die Überführung 
soll bis zum 15.1. abgeschlossen sein.
BArch, Bild 183-1990-0112-033, Foto: Sinder-
mann, Jürgen, 12. Januar 1990

Abb. 44
Blick auf den Neubau der Bezirksverwaltung für 
Staatssicherheit in Gera, der erst 1988 bezogen 
wurde und wenige Monate später nach der Be­
setzung durch Bürgerinnen und Bürger geräumt 
werden musste.
BArch, Bild 183-1990-0311-018, Foto: Kasper, 
Jan Peter, 11. März 1990
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Der 15. Januar 1990

Anders als in den Bezirken war es in der Berliner Stasi-Zentrale bis zu diesem Zeitpunkt zu keiner 
spontanen Besetzung gekommen. Es hatte zwar einzelne Gespräche zwischen Vertretern von Bür­
gerrechtsgruppen und Repräsentanten des Amtes auf dem Gelände in Berlin-Lichtenberg gegeben. 
Doch eine dauerhafte Inbesitznahme der Gebäude und eine öffentliche Kontrolle der Arbeit in der 
Zentrale der Geheimpolizei waren bisher ausgeblieben.

Am 15. Januar 1990 liefen schließlich mehrere Ereignisstränge und parallele Initiativen unterschied­
licher Akteure zusammen, bis es zur „Erstürmung“ der Stasi-Zentrale und des ehemaligen Minister­
sitzes von Erich Mielke kam. Die Geschehnisse dieses Tages sollten der Auflösung des ehemaligen 
Staatssicherheitsdienstes auch auf zentraler Ebene Nachdruck verleihen.

Nachdem sich die Forderungen nach einer zügigen Auflösung des gesamten Stasi-Apparates repu­
blikweit verstärkt hatten, lieferte die Regierung am Morgen des 15. Januar erstmals ausführliche 
Informationen zum Stand der Auflösung vor dem Zentralen Runden Tisch. Das bisher unbekannte 
Ausmaß an Überwachungsarbeit, Personalbestand und Ausstattung der Stasi, das viele erschreckte, 
kam allmählich ans Licht.

Am Nachmittag desselben Tages trafen Vertreter der Bezirks-Bürgerkomitees in der Stasi-Zentrale 
ein. Auf ihrem bezirksübergreifenden Treffen am Vortag hatten sie sich dazu entschlossen, das in 
den Bezirken angewandte Modell der Bürgerkontrolle auch auf das zentrale Amt zu übertragen und 
dessen Auflösungsaktivitäten zu beaufsichtigen. Da man in der Stasi-Zentrale bereits seit Tagen mit 
einer Besetzung rechnete und sich darauf vorbereitet hatte, wurden die Auflöser aus den Bürgerko­
mitees sofort zu Verhandlungen eingelassen.

Für dieselbe Zeit hatte das Neue Forum Berlin zu einer Demonstration vor dem Gebäudekomplex 
in der Ruschestraße aufgerufen. Am Spätnachmittag öffneten sich die Tore und tausende Demons­
tranten strömten auf das jahrzehntelang abgeriegelte Gelände, auf dem sich bereits die Vertreter 
der Bürgerkomitees befanden.

Mit der Übernahme des Zentrums des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes wurde der zentrale 
Dienstkomplex weitgehend außer Betrieb genommen, die ganzheitliche Entmachtung der Staats­
sicherheit ermöglicht und das Ende der Stasi besiegelt. Die Regierung ließ ihren Geheimdienst nun 
endgültig fallen. Wie und wie schnell er aufgelöst, wer darüber die Kontrolle ausüben sollte und wie 
der Umgang mit den Hinterlassenschaften der Stasi zu regeln sei, blieb in den folgenden Monaten 
zu klären.
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Abb. 45 (S. 137)
Besetzung der Stasi-Zentrale in der Normannen­
straße, zu dieser Aktion hatte das Neue Forum 
Berlin aufgerufen; Berlin, 15. Januar 1990
Foto: Rolf Walter, Quelle: Robert-Havemann-
Gesellschaft/Matthias-Domaschk-Archiv/ RHG, 
Fo RDA, 02499 45
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Abb. 46
Am 15. Januar 1990 hatte das Neue Forum zu einer 
„Demonstration gegen Stasi und Nasi“ vor der Stasi-
Zentrale in Berlin-Lichtenberg aufgerufen. Demons­
tranten mit Transparenten „Stasi in die Produktion. 
Kein Extrageld. Nur Leistungslohn. Stasi, Nasi, Gysi“
BArch, Bild 183-1990-0115-026, Foto: Uhlemann, 
Thomas, 15. Januar 1990

Abb. 47
Nach Öffnung der Tore strömen die Demonstranten 
auf das Gelände der ehemaligen Stasi-Zentrale.
BArch, Bild 183-1990-0115-029, Foto: Uhlemann, 
Thomas, 15. Januar 1990
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Abb. 48/Abb. 49
Für den 15. Januar 1990 hatte das Neue Forum zu 
einer Demonstration vor der Zentrale des Amtes für 
Nationale Sicherheit in Berlin-Lichtenberg aufgerufen. 
Demonstranten stürmten den Gebäudekomplex, dran­
gen in Büroräume ein und verwüsteten sie teilweise.
Abb. 48: BArch, Bild 183-1990-0115-034, 
Foto: Zimmermann, Peter, 15. Januar 1990
Abb. 49: BArch, Bild 183-1990-0115-030, 
Foto: Uhlemann, Thomas, 15. Januar 1990
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Abb. 50 (S. 144/145)
„Genug gespitzelt – raus jetzt“ – diese Forderung wurde 
von Besetzern der Stasi-Zentrale nach der Erstürmung 
am 15. Januar 1990 an eine Wand gemalt.
Foto: Andreas Schoelzel
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Nachwort

Durch die Besetzung der Macht- und Schaltzentrale der Staatssicherheit 
vom 15. Januar 1990 waren die grundlegenden Weichenstellungen für die 
Auflösung der Gesamtstruktur der Stasi erfolgt.

Die Ausgangslage für das Übergangsregime hatte sich nun maßgeb-
lich verändert: Die Regierung sah sich gezwungen, Geheimpolizei und 
Geheimdienst zu opfern, um politische Stabilität zurückzugewinnen. 
Obwohl der „Quellenschutz“ weiterhin ein wichtiges Ziel der politischen 
Führung blieb, war eine umfassende Aktenvernichtung nicht mehr 
durchsetzbar. Der Umgang mit den Hinterlassenschaften der Stasi wurde 
zum Gegenstand politischer und gesellschaftlicher Debatten.

Am 18. Januar 1990 beauftragte Regierungschef Hans Modrow den Leiter 
des MfS-Nachfolgeamtes und des sich in Neubildung befindlichen Ver-
fassungsschutzes, Generalmajor Heinz Engelhardt, „das ehemalige Amt 
für Nationale Sicherheit in allen seinen Gliederungen aufzulösen“. Damit 
waren nicht nur die alten Stasi-Strukturen sowie der neue Verfassungs-
schutz gemeint, sondern folgerichtig auch der Verzicht auf den geplanten 
Nachrichtendienst, der in vorherigen Ministerratsbeschlüssen zur Auflö-
sung noch nicht genannt worden war.

Auch der Zentrale Runde Tisch bekräftigte nochmals die ersatzlose Auf-
lösung ehemaliger Stasi-Strukturen und beauftragte am 22. Januar eine 
zivile Gruppe aus drei Bürgervertretern, denen nun die „Arbeitsgruppe 
Sicherheit“ als Arbeitsstab zugeordnet wurde, mit der Kontrolle der Regie-
rungsmaßnahmen.

Am 5. Februar 1990 wurde der Prozess des politischen Umbruchs auf 
eine neue Stufe gestellt, als die Volkskammer der DDR einige Oppositi-
onsvertreter am Runden Tisch als Minister ohne Geschäftsbereich in die 
Regierung Modrow wählte. Diese Regierung entschied am 8. Februar, wei-
tere Maßnahmen zur Auflösung der Stasi zu ergreifen. Das Schrift- und 

Abb. 51
Durchsuchter Büroraum nach der Stürmung des 
Geländes der Stasi-Zentrale in Berlin-Lichten­
berg am 15. Januar 1990
BArch, Bild 183-1990-0116-014, Foto: Uhlemann, 
Thomas, 15. Januar 1990
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Um den Umgang mit den Akten verstärkt in die öffentliche Diskussion 
zu bringen, traten Ende März 1990 einige Mitglieder der Bürgerwache 
in Erfurt in den Hungerstreik. Sie forderten die Überprüfung der neu 
gewählten Parlamentsabgeordneten auf frühere Stasi-Tätigkeit, die Offen-
legung sowie den Verbleib der Akten in Thüringen.

Zur vorläufigen Überprüfung ihrer Abgeordneten auf eine frühere 
Zusammenarbeit mit dem MfS setzte die Volkskammer am 5. April 
einen zeitweiligen Ausschuss ein. Die ebenfalls im Hungerstreik gefor-
derte dezentrale Lagerung und Verwaltung der Akten vor Ort sowie das 
Recht auf Akteneinsicht als Persönlichkeitsrecht der Betroffenen gingen 
am 24. August 1990 in das Volkskammergesetz „über die Nutzung und 
Sicherung der personenbezogenen Daten des ehemaligen MfS/AfNS“ ein. 
Als allerdings bekannt wurde, dass dieses Gesetz nicht in den Einigungs-
vertrag übernommen werden sollte, war die Empörung der Bevölkerung 
groß. Ein fast einstimmiger Beschluss der Volkskammer war in den Ver-
handlungen zur Deutschen Einheit missachtet worden.

Aus Protest wurde die ehemalige Stasi-Zentrale in Berlin-Lichtenberg am 
4. September 1990 erneut besetzt. Auch hier verlieh ein Hungerstreik den 
Forderungen der Besetzer Nachdruck und erregte öffentliche Aufmerk-
samkeit. Mit Mahnwachen und Streiks drückten Menschen in der ganzen 
DDR ihre Solidarität aus. Abgeordnete der Volkskammer unterstützten 
die Forderung, das Gesetz zu den MfS-Unterlagen in den Einigungsver-
trag zu übernehmen. Der öffentliche Druck hatte schließlich Erfolg, als 
der Einigungsvertrag am 18. September um eine Zusatzvereinbarung 
ergänzt wurde. Der zentrale Zweck des Volkskammergesetzes wurde darin 
verankert und an den Deutschen Bundestag der Auftrag erteilt, „unver-
züglich“ nach der Wiedervereinigung Beratungen zu einem entsprechen-
den Gesetz zu den Stasi-Unterlagen aufzunehmen.

Mit dem Vollzug der Deutschen Einheit am 3. Oktober 1990 wurde der 
Rostocker Pfarrer Joachim Gauck zum „Sonderbeauftragten der Bun-
desregierung für die personenbezogenen Unterlagen des ehemaligen 
Staatssicherheitsdienstes“ ernannt, der nun seine Arbeit an der Verwah-
rung, Erschließung und Offenlegung der Akten des ehemaligen MfS 
aufnahm. Das Prozedere zur Akteneinsicht wurde im Stasi-Unterlagen-
Gesetz (StUG) vom 29. Dezember 1991 einheitlich geregelt und aus dem 
Sonderbeauftragten wurde der „Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR“. Im Januar 1992 konnten 
die ersten Bürgerinnen und Bürger ihr Persönlichkeitsrecht wahrnehmen 
und die Dokumente einsehen, die die Stasi zu ihnen angelegt hatte. Mit 
dem Erhalt eines Großteils der Akten sind die Voraussetzungen geschaf-
fen worden, um dieses Recht auf Einsicht in Stasi-Unterlagen auch in 
Zukunft gewährleisten zu können.

Archivgut sollte zunächst unter Bürgerkontrolle in Depots konzentriert 
werden, wo der Aktenzugang, außer für strafrechtliche Verfahren, vorerst 
gesperrt blieb.

Außerdem stellte der Ministerrat den verschiedenen Gremien des Runden 
Tisches ein staatliches „Komitee zur Auflösung des ehemaligen MfS/
AfNS“ zur Seite, das für die Abwicklung des Amtes zuständig sein sollte. 
Es bestand aus 261 Mitarbeitern, die sich zu einem großen Teil aus Ver
tretern des Staatsapparates und aus ehemaligen Stasi-Mitarbeitern sowie 
zu einem geringeren Anteil aus Repräsentanten der Bürgerkomitees 
zusammensetzten.

Das Interesse bei den Kadern des alten Regimes, Verflechtungen zwischen 
der Stasi und dem Staatsapparat vorbehaltlos aufzudecken, war begrenzt. 
So verlief die Zusammenarbeit zwischen und auch innerhalb der ver-
schiedenen Auflösungsgremien, zu denen das staatliche Komitee, die AG 
Sicherheit des Runden Tisches, die Bürgerkomitees, die Regierungsbeauf-
tragten u. a. zählten, nicht ohne Spannungen und gegenseitiges Miss-
trauen.

Der Auflösungsprozess ging in den Folgemonaten voran, produzierte aber 
auch neue Hindernisse für eine rückhaltlose Aufklärung. Am 19. Februar 
1990 beschloss der Zentrale Runde Tisch etwa, die elektronischen Daten-
träger der Stasi zu vernichten. Begründet wurde diese Entscheidung mit 
dem Schutz von Persönlichkeitsrechten und mit der Notwendigkeit, den 
Missbrauch personenbezogener Daten zu verhindern.

Einen weiteren Verlust an Unterlagen brachte am 23. Februar die Ent-
scheidung, die „Hauptverwaltung A“, die Auslandsspionage-Abteilung 
der Stasi, sich selbst auflösen zu lassen. Die dort verbliebenen Mitarbeiter 
hatten so die Möglichkeit, ihre Akten fast vollständig zu vernichten.

Mit den ersten freien Wahlen in der Geschichte der DDR am 18. März 
1990 stellte der Zentrale Runde Tisch seine Arbeit als Kontrollorgan 
gegenüber der Übergangsregierung ein. Bis zum 31. März wurden alle 
ehemaligen Mitarbeiter der Stasi aus dem Dienst entlassen. Die Auflösung 
einzelner Diensteinheiten zog sich noch bis in den Sommer hinein, wäh-
rend über den Umgang mit dem Schriftgut der Stasi weiterhin debattiert 
wurde.

Die neue Koalitionsregierung unter Ministerpräsident Lothar de Maizière 
gedachte zunächst, MfS-Akten lediglich zur juristischen Aufarbeitung 
aufzubewahren. Argumente für eine Sperrung der Akten wie die Angst 
vor Datenmissbrauch und einer Vergiftung des gesellschaftlichen Klimas 
wurden immer wieder hervorgebracht. Andererseits war klar, dass die 
Unterlagen als Beweismittel zur Rehabilitierung und zur persönlichen 
sowie auch zur geschichtlichen und kulturellen Aufarbeitung unver-
zichtbar waren. Auch die Fragen, welche Institution für den Aktenzugang 
zuständig sein sollte, ob die Akten weiterhin dezentral oder an zentraler 
Stelle lagern und welche Einsichtsmöglichkeiten Opfer und Betroffene 
erhalten sollten, waren noch unbeantwortet.

Abb. 52
Aktenordner und -bündel im Stasi-Unterlagen-
Archiv
Foto: Andreas Schoelzel, 21. Januar 1992
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Anhang
Abkürzungsverzeichnis

Abs.	 Absender
Abt.	 Abteilung
Abt. VIII	 Beobachtung und Ermittlung
Abt. XII	 Auskunft, Speicher, Archiv
Abt. roem. 8	 gemeint ist hier Abt. VIII
Abt. roem. 12	 gemeint ist hier Abt. XII
ADN	 Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst
AdW	 Akademie der Wissenschaft
AfNS	 Amt für Nationale Sicherheit
AKG	 Auswertungs- und Kontrollgruppe
ANS	 vgl. AfNS
BA	 Bezirksamt
BÄ	 Bezirksämter
BAfNS	 Bezirksamt für Nationale Sicherheit
BÄfNS	 Bezirksämter für Nationale Sicherheit
BArch	 Bundesarchiv
BdL	 Büro der Leitung/des Leiters
BdVP	 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei
BND	 Bundesnachrichtendienst
BRD	 Bundesrepublik Deutschland
BStA	 Bezirksstaatsanwalt
BStU	 Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des		
	 Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen	
	 Demokratischen Republik
BV	 Bezirksverwaltung
cfs	 chiffriertes Fernschreiben
DA	 Dienstanweisung
DDR	 Deutsche Demokratische Republik
DE	 Diensteinheit
Dok.	 Dokument
Dr.	 Doktor
DVP	 Deutsche Volkspolizei
EDV	 elektronische Datenverarbeitung
EV	 Ermittlungsverfahren
Ex.-Nr.	 Exemplar-Nummer
FDGB	 Freier Deutscher Gewerkschaftsbund
GAB	 Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutz
Gen.	 Genosse
GKS	 Geheime Kommandosache
GM	 Generalmajor
GMS	 Gesellschaftlicher Mitarbeiter Sicherheit
GVS	 Geheime Verschlusssache
HA	 Hauptabteilung
HA III	 Funkaufklärung
HA XX	 Staatsapparat, Kultur, Kirche
IM	 Inoffizieller Mitarbeiter
i. O.	 in Ordnung
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i. V.	 in Vertretung
KA	 Kreisamt
KÄ	 Kreisämter
KD	 Kreisdienststelle
KfZ	 Kraftfahrtzeug
KL	 Kreisleitung
K.-M.-St.	 Karl-Marx-Stadt
KO	 konspiratives Objekt
KOM	 Kraftomnibus
Krs.	 Kreis
KW	 konspirative Wohnung
LKW	 Lastkraftwagen
LZ	 Lagezentrum
MA	 Mitarbeiter
MdI	 Ministerium des Inneren
MfIA	 Ministerium für Innere Angelegenheiten
MfNV	 Ministerium für Nationale Verteidigung
MfS	 Ministerium für Staatssicherheit
Mgb.	 Magdeburg
MR	 Ministerrat
MVM/MI	 Militärverbindungsmission / Militärinspektion		
	 der USA, Großbritanniens und Frankreichs
Nat.	 National
NATO	 Organisation des Nordatlantikvertrags
ND	 Neues Deutschland 
NF	 Neues Forum
NKW	 Nutzkraftwagen
Nr.	 Nummer
NS	 Nationale Sicherheit
NVA	 Nationale Volksarmee
OD	 Objektdienststelle
ODH	 Offizier des Hauses
OPK	 Operative Personenkontrolle
OSL	 Oberstleutnant
OV	 Operativer Vorgang
Paragr.	 Paragraph
PDS	 Partei des Demokratischen Sozialismus
PdVP	 Präsidium der Deutschen Volkspolizei
ph.	 phonetisch
PKE	 Passkontrolleinheit
PKW	 Personenkraftzeug
Prof.	 Professor
RD	 Rückwärtige Dienste
RL	 Referatsleiter
rpt	 repetiere – (lat.) ich wiederhole
SDP	 Sozialdemokratische Partei
SED	 Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
Stasi	 Staatssicherheit
Stck.	 Stück
Stellv.	 Stellvertreter

SV	 Sportverein
Tgb.-Nr.	 Tagebuchnummer
USA	 Vereinigte Staaten von Amerika
VE	 Versorgungseinrichtung 
VEB	 Volkseigener Betrieb
Vors.	 Vorsitzender
VP	 Volkspolizei
VPKA	 Volkspolizeikreisamt
VPKÄ	 Volkspolizeikreisämter
VRD	 Verwaltung Rückwärtige Dienste
VS	 Verschlusssache
VSH	 Vorverdichtungs-, Such- und Hinweiskartei
VVS	 Vertrauliche Verschlusssache
wh.	 wohnhaft
WTSch	 wysokotschastotnaja set – (russ.) Hochfrequenznetz
ZAIG	 Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe
ZK	 Zentralkomitee
ZKG	 Zentrale Koordinierungsgruppe
ZMA	 Zentrale Materialablage
ZOS	 Zentraler Operativstab
SGAO	 Staatsgeheimnis-Anordnung
StAG	 Staatsangehörigkeitsgesetz
§ 33 StAG	� (1) Die Leiter der Staatsorgane und Betriebe haben 

bei Notwendigkeit die Einrichtung von Chiffrier-
stellen bzw. den Anschluß an solche bei den ihnen 
übergeordneten Staatsorganen und Betrieben zu 
beantragen. Die Anträge sind zu begründen.

	� (2) Für die Einrichtung von Chiffrierstellen und 
Anschlüssen sind die Antragsteller verantwortlich. 
Sie haben dazu mit dem dafür zuständigen Chiffrier-
organen der DDR zusammenzuarbeiten.

StGB	 Strafgesetzbuch
§ 136 StGB	 Verletzung des Berufsgeheimnisses
§ 241 StGB	 Urkundenvernichtung
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(Stand: April 2023)

Fotos: BArch, Stasi-Unterlagen-Archiv/Dresen

Stasi-Unterlagen-Archiv 
Akteneinsicht – Bestandserhaltung – Aufklärung über das Wirken der Stasi

Trotz massiver Aktenvernichtungen durch die Staats-
sicherheit sind insgesamt rund 111 Regal-Kilometer 
Schriftgut sowie zahlreiche Foto-, Film-, Video- und 
Tondokumente im Stasi-Unterlagen-Archiv erhalten 
geblieben. Es sind Zeugnisse eines Spitzelapparates, 
Dokumente über geplantes und begangenes Unrecht, 
über Anpassung und Verrat, aber auch Belege für Zivil-
courage und Widerstand. 

Seinen Hauptsitz hat das Stasi-Unterlagen-Archiv in 
Berlin. Zudem gibt es Standorte in zwölf ehemaligen 
Bezirksstädten der DDR: Chemnitz (ehem. Karl‑Marx-
Stadt), Dresden, Erfurt, Frankfurt (Oder), Gera, Halle, 
Leipzig, Magdeburg, Neubrandenburg, Rostock, 
Schwerin und Suhl. In Cottbus gibt es eine Beratungs-
stelle; hier ist ein Standort mit der Möglichkeit zur 
Akteneinsicht und mit Bildungsangeboten geplant.

Unabhängig vom Wohnort können Bürgerinnen und 
Bürger in allen Dienststellen Akteneinsicht beantragen 
und die eigenen Unterlagen einsehen. Zudem können 
Besucherinnen und Besucher bei Archivführungen, 
Veranstaltungen und Ausstellungen mehr über die 
Arbeit des Archivs und die Methoden und Wirkungs-
weise der Stasi erfahren. 

Ausführliche Informationen finden Sie im Internet 
unter www.stasi-unterlagen-archiv.de 
und www‌.‌stasi‑mediathek.de.
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Kontaktdaten Brandenburg

Standort Frankfurt (Oder)
Fürstenwalder Poststraße 87
15234 Frankfurt
Tel.: 0335 6068-0
frankfurt.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Cottbus
Karl-Marx-Straße 67
03044 Cottbus
Aktuelle Termine finden Sie auf 
www.stasi-unterlagen-archiv.de

Kontaktdaten Mecklenburg-Vorpommern

Standort Neubrandenburg 
Neustrelitzer Straße 120 
17033 Neubrandenburg 
Tel.: 0395 7774-0 
neubrandenburg.stasiunterlagenarchiv@ 
bundesarchiv . de

Standort Rostock 
Straße der Demokratie 2
18196 Waldeck-Dummerstorf 
Tel.: 038208 826-0 
rostock.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Schwerin
Görslow, Resthof
19067 Leezen
Tel.: 03860 503-0
schwerin.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Kontaktdaten Sachsen-Anhalt

Standort Halle 
Blücherstr. 2 
06122 Halle 
Tel.: 0345 6141-0 
halle.stasiunterlagenarchiv.bundesarchiv.de

Standort Magdeburg 
Georg-Kaiser-Str. 7
39116 Magdeburg 
Tel.: 0391 6271-0 
magdeburg.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Kontaktdaten Sachsen

Standort Chemnitz 
Bruno-Salzer-Str. 5 
09120Chemnitz 
Tel.: 030 187770-3770 
chemnitz.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Dresden 
Riesaer Straße 7 
01129 Dresden 
Tel.: 0351 2508-0 
dresden.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Leipzig 
Dittrichring 24 
04109 Leipzig 
Tel.: 0341 2247-0 
leipzig.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Kontaktdaten Thüringen

Standort Erfurt 
Petersberg Haus 19 
99084 Erfurt 
Tel.: 0361 5519-0 
erfurt.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Gera 
Hermann-Drechsler-Straße 1
Haus 3 
07548 Gera 
Tel.: 0365 5518-0 
gera.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Suhl 
Weidbergstr. 34 
98527 Suhl 
Tel.: 03681 456-0 
suhl.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Kontaktdaten Berlin

Stasi-Unterlagen-Archiv

Karl-Liebknecht-Straße 31/33
10178 Berlin-Mitte
Postanschrift: 10106 Berlin
Tel.: 030 2324-50
post.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Bürgerberatung
Beratung zu Antragstellung und Einsicht in die 
 Stasi-Unterlagen ist zu folgenden Zeiten möglich: Mo–
Do 08:00–17:00
Fr 08:00–14:00
Telefonische Beratung
und Terminvereinbarung:
030 2324-7000

Anfragen zur Akteneinsicht für Forschung 
und Medien
Tel.: 030 2324-9051/-9061
GZ.AU5@bundesarchiv.de
GZ.AU6@bundesarchiv.de

Abteilung Vermittlung und Forschung
Tel.: 030 2324-6701
gz.vf@bundesarchiv.de

Fachbibliothek
Bitte entnehmen Sie die Öffnungszeiten  dem Online-
Auftritt der Bibliothek:
www.stasi-unterlagen-archiv.de/bibliothek
Tel.: 030 2324-6826
bibliothek.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Ausstellungen und Dokumentationen
Tel.: 030 2324-6731
ausstellungen.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Presseanfragen
Tel.: 030 2324-7181
presse.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Stasi-Zentrale. Campus für Demokratie

Ruschestraße 103
10365 Berlin

Öffnungszeiten Ausstellungen/Besucherzentrum:
Mo–Fr 10:00–18:00
Sa, So, Feiertag 11:00–18:00

Ausstellung zum Stasi-Unterlagen-Archiv 
„ Einblick ins Geheime“
„Haus 7“
Tel.: 030 2324-6699
einblick-ins-geheime@bundesarchiv.de 
www.einblick-ins-geheime.de

Stasimuseum
Ausstellung „Staatssicherheit in der SED-Diktatur“ 
„Haus 1“
Tel.: 030 553 68 54
info@stasimuseum.de
www.stasimuseum.de

Besucherzentrum
„Haus 22“
Tel.: 030 2324-6999

Open-Air-Ausstellung "Revolution und Mauerfall" 
täglich rund um die Uhr zugänglich

Bildungsteam
„Haus 1“
Tel.: 030 2324-6757
bildung.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de 
www.stasi-unterlagen-archiv.de/bildung

Campusentwicklung und Veranstaltungen
Tel.: 030 2324-7196
campus.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de
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		    „Ein Sonderzug 
zum Stasi-Irrwitz“

Karl Gaulhofer, Die Presse, Wien

Dokumentenhefte
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Udo rockt für den 
Weltfrieden
Das Konzert von 1983 in den Stasi-Unterlagen

Bisher erschienen:

Aktion „Gegenschlag“
Die Zerschlagung der Jenaer Oppo-
sition 1983
88 S., Berlin 2013

Die Stasi in Stuttgart
Ausgewählte Dokumente aus dem 
Stasi-Archiv
80 S., Berlin 2013

Udo rockt für den Weltfrieden
Das Konzert von 1983 in den Stasi-
Unterlagen
112 S., Berlin 2013

„Eingeschränkte Freiheit“
Der Fall Gabriele Stötzer
80 S., Berlin 2014
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110 S., Berlin 2014
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78 S., Berlin 2014

Kommunalwahlfälschung am 
7. Mai 1989
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Leipzig, Dresden, Karl-Marx-Stadt
(Chemnitz)
82 S., Berlin 2014

Gefängnis statt Rolling Stones
Ein Gerücht, die Stasi und die 
Folgen
132 S., Berlin 2014

„Überall kocht und brodelt es ...“
Stasi am Ende – die ersten Tage der 
Friedlichen Revolution in Sachsen
106 S., Berlin 2014

Niedersachsen und die Stasi
Die Überwachung im „Operations-
gebiet West“
92 S., Berlin 2014

„Keine Gewalt!“
Stasi am Ende – die Demonstra
tionen im Herbst ’89
132 S., Berlin 2014

„Stasi raus – es ist aus!“
Stasi am Ende – die letzten Tage 
der DDR-Geheimpolizei
160 S., Berlin 2015

Hessen und die Stasi
Die Überwachung im „Operations-
gebiet West“
58 S., Berlin 2015

Tschernobyl
Der Super-GAU und die Stasi
82 S., Berlin 2016 

„Staatsbürgerliche Pflichten 
grob verletzt“
Der Rauswurf des Liedermachers 
Wolf Biermann 1976 aus der DDR
112 S., Berlin 2016

„... anarcho-terroristische Kräfte“
Die Rote-Armee-Fraktion und die 
Stasi
111 S., Berlin 2017

Rheinland-Pfalz und die Stasi
Spionage, Überwachung, Ver
schleierung
77 S., Berlin 2017

„Blick in einen Zerrspiegel“
Der Fall Gilbert Radulovic in den 
Stasi-Unterlagen
128 S., Berlin 2018

Das geteilte Berlin und die Stasi
Spionage, Opposition und Alltag
119 S., Berlin 2018
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